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verfahren, S. 179. 


(Nr. 11699.) Erlaß der Preußiſchen Regierung, betreffend die Beſtellung eines Preußiſchen 


Staatskommiſſars für Demobilmachung. Vom 15. November 1918. 


5 Ausführung des Erlaſſes der Reichsregierung vom 12. November 1918, 


betreffend die Errichtung des Reichsamts für die wirtſchaftliche Demobilmachung 
(Demobilmachungsamt) wird der Leiter dieſes Amts, Herr Koeth, zum Preußiſchen 
Staatskommiſſar für Demobilmachung beſtellt. In dieſer Eigenſchaft übt er die 
ihm übertragenen Befugniſſe als Landeszentralbehörde in Preußen aus. Er 
regelt die Befugniſſe und Bezirke der nachgeordneten Demobilmachungsorgane. 
Unbeſchadet der Vollmacht, ſelbſtändig zu handeln, ſoll der Staatskommiſſar für 
Demobilmachung ſich dabei, ſoweit möglich, des Einvernehmens der ſonſtigen 
zuſtändigen Landeszentralbehörden verſichern. Er regelt den Geſchäftsgang ſeiner 
Dienſtſtelle und ſeine Vertretung. 
Berlin, den 15. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. 


(Nr. 11700.) Anordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren. Vom 17. No⸗ 
vember 1918. 


1. Die Zuläſſigkeit der Enteignung von Grundeigentum und von Rechten 
an Grundeigentum, das von Korporationen des öffentlichen Rechts in Anſpruch 
genommen wird, um Störungen des Wirtſchaftslebens infolge der wirtſchaft— 
lichen Demobilmachung durch Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit, insbeſondere 
durch Vornahme von Notſtandsarbeiten, vorzubeugen oder abzuhelfen, wird von 
dem Demobilmachungskommiſſar nach Anhörung des Bezirksbeirats ausgeſprochen. 

Wenn das Unternehmen, zu dem das Grundeigentum in Anſpruch ge 
nommen wird, über den Amtsbereich eines Demobilmachungskommiſſars hinaus⸗ 
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geht, ſo wird die Zuläſſigkeit der Enteignung von jedem Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar für feinen Bezirk im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten De- 
mobilmachungskommiſſaren ausgeſprochen. 
Wird bebautes Grundeigentum innerhalb einer im Zuſammenhange ge— 
bauten Ortſchaft in Anſpruch genommen, ſo iſt die Einwilligung des Staats— 
kommiſſars für Demobilmachung einzuholen. 
Die Zuläſſigkeit der Enteignung wird durch das Amtsblatt derjenigen Re⸗ 
gierung bekannt gemacht, in deren Bezirk das Unternehmen ausgeführt werden 
ſoll. Die Einleitung des Enteignungsverfahrens iſt von dem Zeitpunkt der Ber 
öffentlichung im Amtsblatt unabhängig. 
2. Inſoweit der Demobilmachungskommiſſar für Bauausführungen die 
Zuläſſigkeit der Enteignung ausgeſprochen hat, gelten für das Verfahren zur 
Enteignung die Vorſchriften der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent- 
eignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Gefegfamml. S. 57) und 
25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) mit der Maßgabe, daß 

. a) $ 1 Abſ. 1 der Verordnung vom 11. September 1914 wegfällt, 

b) an Stelle des Regierungspräſidenten in allen Fällen der Demobil- 
machungskommiſſar tritt, 


e) § 3 der Verordnung vom 11. September 1914 dahin abgeändert wird, 
daß gemäß § 15 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum 


vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S 221) der Plan vor der Offen⸗ 
legung vorläufig feſtgeſtellt wird, 


d) die im $ 8 der Verordnung vom 11. September 1914 vorgeſehene 
vorläufige Einweiſung in den Beſitz des Grundſtücks jederzeit nach 
Offenlegung des Planes erfolgen kann, vorausgeſetzt, daß der Zuſtand 


des Grundſtücks vorher hinreichend feſtgeſtellt iſt. 


3. Entgegenſtehende Beſtimmungen der Geſetze und Verwaltungsvorſchriften | 


treten für die Dauer dieſer Anordnung außer Kraft. 

4. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Dien Zeitpunkt des Außerkrafttretens beſtimmt u u für 
Demobilmachung. 


Berlin, den 17. November 1918. 


Der Staatskommiſſar für Demobilmachung. 
Koeth. 
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